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                                                                                        Frankfurt, 17. Mai 2026 

 
 
 
An 
 

Yasmin Fahimi 
c/o Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bundesvorstand 
Keithstraße 1 
10787 Berlin 
 
per E-Mail: info.bvv@dgb.de 

 
 

Offener Brief 
 

an die DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi 
 

Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit ohne Arbeitsplätze? 
– Anmerkungen zum Antrag F02 „Illegale Prostitution und Menschenhandel 
konsequent bekämpfen, selbstbestimmte Sexarbeit als Erwerbsarbeit anerkennen“ –  
23. Ordentlicher DGB-Bundeskongress Berlin (10.5. - 13.5.2026) 

 
 
Sehr geehrte Kollegin Fahimi, 
 
mein Name ist Juanita Henning. Als Sprecherin von Doña Carmen e.V., Verein für die 
sozialen und politischen Rechte von Prostituierten, schreibe ich Dir aus Anlass des  
23. Ordentlichen DGB-Bundeskongresses vergangene Woche in Berlin. 
 
Ausweislich der Website des DGB haben die dort anwesenden Delegierten den Antrag des 
DGB-Bundesfrauenausschusses „Illegale Prostitution und Menschenhandel konsequent 
bekämpfen, selbstbestimmte Sexarbeit als Erwerbsarbeit anerkennen“ (in geänderter 
Fassung) angenommen. 
(https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Antr%C3%A4ge_23._OBK/Antrag_F02.pdf) 
 
Mit Verwunderung müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass der DGB mit diesem Antrag 
die Zurückweisung eines Sexkaufverbots nach dem „Nordischen Modell“ an die 
Befürwortung der Empfehlungen des Kriminologischen Instituts Niedersachsen (KFN) 
zur Reform des Prostituiertenschutzgesetzes koppelt. 
 

Doña Carmen e.V. 
- Verein für soziale und politische 
     Rechte von Prostituierten - 
     Elbestraße 41 
     60329 Frankfurt/Main 
     Tel / Fax: 069 / 7675 2880 
     E-Mail: donacarmen@t-online.de 
      www.donacarmen.de 
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Vor gut einem Jahr hat das KFN einen 640-seitigen Abschlussbericht zur Evaluation des 
umstrittenen Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchG) vorgelegt. Gemäß dem Antrag F02, 
der auf dem DGB-Bundeskongress angenommen wurde, fordert der DGB darin eine  
 

 „Reform des Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchG) gemäß den  
    Handlungsempfehlungen der Evaluation des ProstschG durch das Kriminologische  
  Forschungsinstitut Niedersachsen (2025)“. 
 

Von einer derartigen Zustimmung zu insgesamt 46 detaillierten KFN-Empfehlungen und  
18 Prüfempfehlungen war in dem im November 2025 auf der 21. DGB-
Bundesfrauenkonferenz verabschiedeten Antrag A19 („Sexarbeit ist Arbeit – Für eine 
selbstbestimmte Erwerbsarbeit“) noch überhaupt keine Rede.  
 
Ebenso wenig wurde dort die Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit in den Kontext einer 
intensivierten polizeilichen Bekämpfung von „Zwangsprostitution, illegaler Prostitution und 
Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung“ gestellt, wie es nun explizit im 
Antrag F02 des DGB-Bundeskongresses der Fall ist. 
 
Ich möchte Dir, sehr geehrte Kollegin Fahimi, daran erinnern, dass das KFN sich in seinem 
Evaluations-Abschlussbericht für die Beibehaltung sämtlicher Kernelemente des 
ProstSchG ausspricht, insbesondere auch für die Beibehaltung des gegenüber 
Sexarbeiter*innen angewandten repressiven Anmelderegimes. Das beinhaltet 
 
● einen datenschutzrechtlich hochproblematischen behördlichen Registrierungszwang im  
   Bereich höchstpersönlicher, diskreter und intimer Sexdienstleistungen; 
 

● eine im Widerspruch zur Europäischen Dienstleistungsrichtlinie stehende Pflicht zum  
   persönlichen Erscheinen bei regelmäßig zu wiederholenden, doppelten   
   Zwangsberatungen – bei einer Gesundheitsbehörde einerseits und einer  
   Ordnungsbehörde anderseits; 
 

● eine diskriminierende Ungleichbehandlung „heranwachsender“ 18- bis 21-jähriger  
   (volljähriger!) Sexarbeiter*innen durch verkürzte, gesetzlich verordnete Beratungsintervalle; 
 

● im Einzelfall das Erdulden behördlich veranlasster „Maßnahmen bei Beratungsbedarf“; 
 

● den Zwang zum Mitführen einer Bescheinigung über die Teilnahme an der 
   Zwangsgesundheitsberatung während der Anbahnung und Ausübung von Prostitution; 
 

● den Zwang zum Mitführen eines mit Lichtbild versehenen Hurenpasses während der   
   Anbahnung und Ausübung der Prostitution 
 

● die Unterwerfung unter ein in § 33 ProstSchG verankertes spezielles Sanktionssystem, 
   vorgeblich zum „Schutz“ der von diesen Sanktionen Betroffenen. 
 
Seit über einem Jahrzehnt haben sich Sexarbeiter*innen und ihre Interessenvertretungen 
klar gegen die im ProstSchG verankerte Zwangsregistrierung sowie gegen den ihnen damit 
zugleich aufgezwungenen ‚Hurenpass‘ positioniert. 
 
Mit seiner nunmehr erteilten Blanko-Zustimmung zu sämtlichen KFN-Empfehlungen 
missachtet der DGB die seit Jahr und Tag öffentlich bekundeten Interessen von 
Sexarbeiter*innen – und das auch noch unter dem Label einer „Anerkennung von 
Sexarbeit als Erwerbsarbeit“!  
 
Für mich als langjähriges Gewerkschaftsmitglied ist es wirklich bitter, Kollegin Fahimi, 
dass der DGB diese diskriminierende rechtliche Sonderbehandlung von 
Sexarbeiter*innen durchwinkt und absegnet. Für eine Dachorganisation, die sich nach 
eigenem Bekunden für die Interessen der Beschäftigten hierzulande einsetzt, ist eine 
solche Positionierung beschämend und unwürdig zugleich. 
 



3 

 

Prostitution ist hierzulande ein nach Art.12 GG anerkannter Beruf. Wenn sich der DGB – 
obgleich mit erheblicher zeitlicher Verzögerung – entschließt, selbstbestimmte Sexarbeit 
endlich als Erwerbsarbeit anzuerkennen, so ist das richtig und gut. Die überfällige 
Zurückweisung eines Sexkaufverbots ist in diesem Kontext folgerichtig und vernünftig.  
Diese Positionierungen des DGB begrüßen wir daher ausdrücklich. 
 
Gleichzeitig ist es völlig unverständlich und im Ergebnis inakzeptabel, dass der DGB mit 
seinem Beschluss dem Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) und 
seinen zum Teil hochproblematischen „Handlungsempfehlungen“ nunmehr eine 
Blankovollmacht erteilt. Denn diese gern als „Reform“ vermarkteten KFN-Empfehlungen 
gehen in ihrem repressiven Kern noch weit über das hinaus, was das ProstSchG bereits seit 
2017 an diskriminierendem Umgang mit Sexarbeit in der Prostitution zur Norm erhoben hat. 
Und das alles, obgleich die empirischen Befunde des KFN-Abschlussberichts zur Evaluation 
des ProstSchG die darin ausgesprochenen Handlungsempfehlungen gar nicht stützen. 
 
Ich möchte Ihnen das gerne erläutern, Kollegin Fahimi. 
 

● KFN für die Ausweitung der problematischen Erlaubnispflicht für  
   Prostitutionsstätten 
 
Bekanntlich spricht sich die KFN-Evaluation des ProstSchG sich nicht nur für die 
Beibehaltung des diskriminierenden Anmeldeverfahrens, sondern auch für die Beibehaltung 
des „Kernelements des Prostituiertenschutzgesetzes, nämlich der „Erlaubnispflicht für 
Prostitutionsgewerbe“ aus. Das geschieht, obwohl sich aus dem Evaluations-
Abschlussbericht ergibt, dass die 2017 eingeführte Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe 
bis auf den heutigen Tag eine staatlich veranlasste, flächendeckende Schließung von 
Prostitutionsstätten zur Folge hatte.  
 
Auf Grundlage einer Befragung von insgesamt 824 Behördenmitarbeiter*innen, darunter 205 
Behördenleitungen, fand das KFN heraus, dass bezogen auf 1.934 begonnene 
Erlaubnisverfahren 10 % der eingereichten Erlaubnis-Anträge versagt wurden und weitere  
33 % aus nicht näher bekannten Gründen zu keiner Erlaubnis-Erteilung geführt haben. Das 
macht zusammengenommen einen Schwund von 632 bzw. 42 % Prostitutionsstätten aus 
bezogen auf die unter dem ProstSchG begonnenen Erlaubnisverfahren. 
 
Die hauptsächlichen Gründe für die Versagung von Erlaubnissen für Prostitutionsstätten 
liegen laut KFN in der „örtlichen Lage“, sprich: Baurecht und Sperrgebiete werden per 
Erlaubnispflicht zum mächtigen Hebel für die Schließung bereits bestehender bzw. für die 
Nicht-Zulassung neuer Prostitutions-Etablissements. Vermutet wird, dass viele 
Betreiber*innen aufgrund der Hürden des Verfahrens das Handtuch geworfen haben. (KFN-
Abschlussbericht S. 294 - 298)  
 
In den Verantwortungsbereich der vom KFN befragten Behörden fielen 2024 insgesamt 
1.115 nach § 12 ProstSchG erlaubte Prostitutionsstätten, was bezogen auf die im selben 
Jahr in ganz Deutschland offiziell registrierten 2.250 Prostitutionsgewerbe immerhin einen 
Anteil von 49,5 % ausmacht. Die dort konstatierten Entwicklungen dürften also durchaus für 
ganz Deutschland repräsentativ sein. 
 
Die KFN-Studie räumt ein, es hätten sich in der Evaluation Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass insbesondere Kleinstbetriebe „vom Markt gedrängt“ worden seien und dass „der 
Gesetzgeber dieses Risiko bewusst in Kauf genommen“ habe. (KFN, S. 528) 
 



4 

 

Diese Entwicklung hat sich an einzelnen Orten in einem erheblichen Schwund vormals 
legaler Arbeitsstätten niedergeschlagen, was sich an diesbezüglich gravierenden 
Größenordnungen in nachfolgend beispielhaft aufgeführten Orte leicht belegen lässt: 

 
Berlin: 10 / 2014:    369 Prostitutionsbetriebe / 01 / 2019: 171 Anträge auf Erlaubnis 
München: 08 / 2013:   178 Prostitutionsbetriebe / 07 / 2025: 109 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Frankfurt: 08 / 2017:   168 Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:   26 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Hamburg:   11 / 2017:   ca.400Prostitutionsbetriebe / 09 / 2025 145 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Karlsruhe: 03 / 2014:      89 Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:   13 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Wiesbaden: vor 2017  70 Prostitutionsbetriebe / 03 / 2021:     8 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Stuttgart: 02 / 2018: ca.150Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:     7 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Nürnberg 06 / 2017: 240 Prostitutionsbetriebe / 07 / 2024:   68 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Augsburg 10 / 2012: 141 Prostitutionsbetriebe / 09 / 2025:   22 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 

 
Die Gegenüberstellung der Zahl geschätzter bzw. behördlich registrierter Prostitutionsstätten 
aus der Zeit vor und nach Einführung des ProstSchG bestätigt die alarmierenden KFN-
Befunde. Diese veranlassen das KFN jedoch nicht zu einer kritischen Bewertung der 
Erlaubnispflicht. Stattdessen schlägt das KFN deren zukünftige Ausdehnung auf Online-
Plattformen vor (KFN-Prüfempfehlung 9). Begründet wird das nicht etwa mit Verweis auf 
dort aktenkundig gewordene Straftaten, sondern einzig und allein mit der Größe dieser 
Plattformen. 
 
Es steht zu erwarten, dass die mit dem ProstSchG eingeleitete Politik einer 
flächendeckenden Reduzierung der räumlichen Möglichkeiten für das Angebot sexueller 
Dienstleistungen mit derartigen Empfehlungen noch weiter vorangetrieben wird.  
 
Für die davon betroffenen Sexarbeiter*innen erweist sich diese Politik mehr und mehr als 
Desaster. Denn sie erzeugt eine Verdrängung von Sexarbeit in informelle Bereiche, was 
mit einer Illegalisierung der Betroffenen einhergeht. Sexuelle Dienstleistungen werden immer 
weniger in legalen („erlaubnispflichtigen“) Betrieben erbracht, sondern stattdessen in 
Privatwohnungen, Hotels und in temporären Wohngelegenheiten, die über Airbnb oder 
booking.com vermittelt werden. So trafen rund der Hälfte der vom KFN befragten 2.350 
Sexarbeiter*innen ihre Kunden bereits „außerhalb der Räumlichkeiten von 
Prostitutionsstätten“ (KFN-Abschlussbericht, S. 542). 
 
Vor diesem Hintergrund, sehr geehrte Kollegin Fahimi, sehen wir in der kritiklosen 
Befürwortung der KFN-Empfehlungen durch den DGB-Bundeskongress ein falsches 
Signal.  
 
Aus Gründen zu erwartender mangelnder Sicherheit, mangelnder Hygiene und 
möglicherweise eingeschränkter sexueller Selbstbestimmung sieht Doña Carmen e.V. diese 
Politik der Verdrängung von Sexarbeit in informelle Bereiche ausgesprochen kritisch.  
Um gegenzusteuern, bedarf es keiner Hexenjagd auf „illegale Prostitution“. Vielmehr 
gehört die Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe als nachweislich maßgeblicher Anlass 
und Grund dieser Entwicklung auf den Prüfstand.  
 
Warum tut sich der DGB so schwer damit, hier eine angemessene Position zu 
beziehen und sich ohne Wenn und Aber für den Erhalt der prostitutiven Infrastruktur 
auszusprechen?  
 
Sexarbeit einerseits als Arbeit anzuerkennen, gleichzeitig aber mit der Befürwortung der 
Erlaubnispflicht von Prostitutionsstätten eine Politik zu unterstützen, die bestehende legale 
Arbeitsstätten für Sexarbeiter*innen einer Verdrängungs- und Kahlschlagpolitik aussetzt, 
kann aus unserer Sicht jedenfalls keine schlüssige gewerkschaftliche Positionierung zu 
Sexarbeit sein.  
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● Festhalten an der gescheiterten Anmeldepflicht für Sexarbeiter*innen um  
   jeden Preis? 
 
Die seit 2017 geltende Anmeldepflicht für Sexarbeiter*innen verfolgt erklärtermaßen das Ziel, 
deren sexuelle Selbstbestimmung dadurch zu schützen, dass sie sich im Rahmen der mit 
der Anmeldung verbundenen Zwangsberatungen zum Vorliegen von „sexueller Ausbeutung“ 
oder Menschenhandel „offenbaren“ können. 
 
Die KFN-Befragung der Behördenmitarbeiter*innen ergab allerdings, dass im Zeitraum von 
2017 bis 2023 bei den mit Beratungsgesprächen befassten Gesundheitsbehörden in lediglich 
53 von 74.246 Anmeldevorgängen wegen der Vermutung von Ausbeutung bzw. 
Menschenhandel kein Hurenpass erteilt wurde. Der Anteil an der Gesamtheit der 
Anmeldevorgänge lag bei 0,07 %, bei den Ordnungsbehörden lag die entsprechende 
Größenordnung bei 0,06 %. (KFN-Abschlussbericht, S. 212 - 216).  
 
In Anbetracht dessen, dass im besagten Zeitraum von 2017 bis 2023 in der Zuständigkeit 
der hier betrachteten Behörden insgesamt 5.890 Kontrollen von Prostitutionsstätten und 
parallel dazu rund 126.000 Beratungsgespräche stattfanden, verweisen die KFN-Befunde 
auf niedrige Kriminalitätsraten. Sie rechtfertigen weder den Generalverdacht einer 
Kriminalitätsaffinität des Prostitutionsgewerbes, noch die Unterwerfung sämtlicher 
Sexarbeiter*innen unter eine Politik einer engmaschigen Überwachung und Kontrolle mittels 
Registrierungszwang. 
 
Auch in Anbetracht dieser Ergebnisse der KFN-Evaluation erweisen sich Anmeldepflicht und 
Registrierungszwang als gescheitert. Diese Befunde auf eine mangelnde Schulung der 
Behördenmitarbeiter*innen zurückzuführen, wie das KFN in seinem Abschlussbericht und mit 
seinen Empfehlungen versucht, ist nichts weiter als Kolleg*innen-Bashing, um die 
Anmeldepflicht als solche aus der Schusslinie der Kritik zu nehmen. 
 
Es sei an dieser Stelle daran erinnert, dass eine Zwangsregistrierung von 
Sexarbeiter*innen in Deutschland zuletzt unter den Nationalsozialisten erfolgte.  
„Die Polizei hat mit sofortiger Wirkung Maßnahmen zur Erfassung der Prostitution zu treffen 
und deren ärztliche Beaufsichtigung durch die Gesundheitsbehörde sicherzustellen“ 
(Bundesarchiv R 22/1515, fol. 8-9 Rs), hieß es im „Erlaß des Reichs- und preußischen 
Innenministers Dr. Wilhelm Frick an die Landesregierungen“ vom 9. September 1939. Der 
seinerzeit als vertraulich eingestufte, nicht veröffentlichte Erlass wurde in Vertretung Fricks 
von SS-Obergruppenführer Reinhard Heydrich, einem der maßgeblichen Organisatoren des 
Holocaust, unterzeichnet, weshalb er auch als Frick/Heydrich-Erlass bekannt wurde. 
 
Wie die Zwangsregistrierung so hat auch der heutige „Hurenpass“ braune Vorläufer. Der 
Essener Polizeipräsident, NSDAP-Mitglied und SS-Mann Karl Zach, führte im August 1933 
per Dienstanweisung die Pflicht ein, dass die in der drittgrößten Stadt des Freistaats 
Preußen tätigen „Dirnen“ ein Merkbuch mit sich führen mussten. Es enthielt die Personalien, 
ein Lichtbild der Prostituierten und einen Vermerk über die genehmigten Orte der 
Prostitutionsausübung. Insofern darf diese Praxis als Blaupause des heutigen Hurenpasses 
angesehen werden. 
 
Die KFN-Evaluation hat damit kein Problem. Eine gewerkschaftliche Dachorganisation aber, 
die sich aufgrund eigener bitterer Erfahrungen mit dem Nationalsozialismus zu Recht 
dem Antifaschismus verpflichtet sieht, hat keinen Grund, sich dieser 
Geschichtsvergessenheit anzuschließen und sollte vor fragwürdigen Praktiken im rechtlichen 
Umgang mit Sexarbeit nicht die Augen verschließen. 
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Wenn es der DGB mit seinem Bekenntnis zum Antifaschismus ernst meint, Kollegin 
Fahimi, so kann er der KFN-Evaluation nicht blindlings zustimmen. Sie empfiehlt lediglich 
eine „Optimierung“ der diskriminierenden Sonderbehandlung im rechtlichen Umgang mit 
Sexarbeit. Im Falle des Hurenpasses stellt das KFN die Einführung einer zeitgemäßen 
digitalen Version desselben in den Raum. 
 
Meines Erachtens besteht von einem gewerkschaftlichen Standpunkt aus betrachtet kein 
zwingender Grund, sich derart dubiosen Vorschlägen anzuschließen. 
 

● KFN empfiehlt staatliche Überprüfung der „Grundentscheidung“ von 
Sexarbeiter*innen für Prostitutionstätigkeit im Rahmen von Zwangsberatungen 
 
Das gilt erst Recht im Hinblick auf die vom KFN empfohlene Neuausrichtung der bislang 
bestehenden Zwangsberatungen in Richtung einer „informierten Einwilligung“, zu der 
Sexarbeiter*innen fortan befähigt werden sollen. Was sich im ersten Moment vernünftig 
anhört, ist jedoch mit Vorsicht zu genießen. Denn die Aussage des jetzigen ProstSchG 
 

 „Die individuelle Entscheidung, sexuelle Kontakte gegen Entgelt anzubieten oder solche  Kontakte gegen Entgelt nachzufragen, wird als Ausdruck des Rechts auf sexuelle  Selbstbestimmung und des Rechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit auch weiterhin  rechtlich respektiert.“ (ProstSchG, Drucksache 18/8556, S. 33) 
 

wird vom KFN zur Disposition gestellt, wenn zukünftig die „Grundentscheidung“ der 
einzelnen Sexarbeiter*in für die Prostitutionstätigkeit daraufhin überprüft werden soll, ob sie 
eigentlich hinreichend informiert getroffen worden ist. (KFN-Abschlussbericht, S. 62, KFN-
Empfehlung 13 u. 14) 
 
Diese vom KFN angestrebte und empfohlene Neuorientierung der Sexarbeiter*innen-
Zwangsberatung stellt das grundsätzlich in Zweifel. Sie bildet den Rahmen dafür, dass 
„heranwachsende“ 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen sich, wenn es nach dem KFN geht, 
zukünftig einem Test ihrer „psychosexuellen Reife“ unterziehen müssen. Dabei sollen 
mittels „Screening-Fragen“ Anhaltspunkte für einen „unabgeschlossenen Reifeprozess“ und 
mangelnde „Einsichtsfähigkeit“ unter den 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen ausfindig 
gemacht werden. (KFN-Empfehlung 15)  
 
Wenn laut KFN-Autoren lediglich „reife und psychisch gesunde Erwachsene die Fähigkeit zur 
freien Entscheidung haben“ (KFN-Abschlussbericht, S. 570), so bedeutet das im 
Umkehrschluss, dass „Heranwachsenden“ bis zum Beweis des Gegenteils diese Fähigkeit 
abgesprochen werden darf, da sie „nicht das gleiche Maß an Kontrolle über die Vorgang der 
Selbstbestimmung wie ältere Personen“ haben (S. 570). Die Beweislast für ihre 
„Einsichtsfähigkeit“ liegt praktischerweise auf Seiten der Sexarbeiter*innen. 
 
Es ist unschwer erkennbar, dass diese KFN-Empfehlung volljährige, 18 bis 21 Jahre alte 
Sexarbeiter*innen nicht nur entmündigt, sondern obendrein deren Grundrecht auf 
Berufsfreiheit gemäß Art. 12 GG unzulässig einschränkt. 
 
Es dürfte kaum von der Hand zu weisen sein, dass die KFN-Empfehlung 15 auch schon 
deshalb als problematisch gelten darf, weil sie geeignet ist, die seit dem ausgehenden 19. 
Jahrhundert verbreitete Vorstellung, Prostituierte seien geistig minderbemittelt, wenn nicht 
gar Inbegriff „moralischen Schwachsinns“, wieder salonfähig zu machen. 
 
Sollten Gewerkschaften in Deutschland sich mit derart abstrusen Gedankengut gemein 
machen, Kollegin Fahimi? Gibt es nicht gute Gründe, sich davon zu distanzieren? Unserer 
Meinung nach ist das unerlässlich. Und ich sehe keinen Grund dafür, dass der DGB solch 
zweifelhaften Bestrebungen den Weg ebnet. 

 
● „Bekämpfung der illegalen Prostitution“? 
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Der DGB will nach eigenen Angaben „illegale Prostitution und Menschenhandel konsequent 
bekämpfen“. Ausweislich des Antragstextes F02 scheint darin ein Hauptanliegen des DGB 
mit Blick auf das Prostitutionsgewerbe zu bestehen. Nur unter dieser Voraussetzung scheint 
es dem DGB offenbar zumutbar, Sexarbeit als Erwerbsarbeit anzuerkennen. 
 
„Illegale Prostitution“ kann bekanntlich sehr verschiedene Sachverhalte bezeichnen: 
zum Beispiel aufenthaltsrechtliche Illegalität oder Illegalität im Zusammenhang der 
Nichteinhaltung gesetzlicher Vorgaben im Steuer- und Sozialversicherungsrecht. Im 
Zusammenhang der Covid-Pandemie wurde mit Verweis auf „illegale Prostitution“ die 
Erbringung sexueller Dienstleistungen unter Missachtung der jeweiligen Corona-
Verordnungen bezeichnet.  
 
Im Kontext der aktuellen Diskussionen um das ProstSchG bezeichnet „illegale 
Prostitution“ vor allem die Tatsache, dass Sexarbeiterinnen ohne gültigen Hurenpass und 
damit unter Umgehung der gesetzlichen Anmeldepflicht, womöglich noch in einer nicht 
genehmigten Prostitutionsstätte, ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen. 
 
Diese Form von Illegalität ist Ausdruck einer erzwungenen Verdrängung von Sexarbeit in 
informelle Bereiche, aber auch Ausdruck dessen, dass die repressive und mittlerweile als 
gescheitert zu bezeichnende Politik der Zwangsregistrierung von den Betroffenen 
mehrheitlich abgelehnt wird. Auch davon legt die KFN-Evaluation Zeugnis ab: Die dort 
befragten nicht angemeldeten Sexarbeiter*innen bilden zusammen mit denen, die das 
Anmeldeverfahren durchlaufen haben, ihm aber ablehnend gegenüberstehen, in aller Regel 
die Mehrheit. (vgl. KFN-Evaluation, S. 269) 
 
Die Tatsache, dass Sexarbeiterinnen in der Logik des ProstSchG zu ihrem eigenen „Schutz“ 
sanktioniert werden müssen, ist für sich genommen ein Unding. Dass sie obendrein für eine 
gescheiterte Prostitutionspolitik, die ihre Verdrängung und Illegalisierung begünstigt, auch 
noch in Haftung genommen und zur Kasse gebeten werden, ist gänzlich inakzeptabel.  
 
Als Zumutung sondergleichen erachte ich es, wenn vom DGB mit dem Antrag F02 
billigend in Kauf genommen wird, dass die als bloße Ordnungswidrigkeit eingestufte 
„illegale“, weil ohne Anmeldung erfolgende Sexarbeit mit einer Straftat wie 
„Menschenhandel“ auf eine Stufe gestellt wird, die gemeinhin als „schwere 
Menschenrechtsverletzung“ gilt. Damit unterstellt der DGB, dass die ohne Anmeldung tätigen 
Sexarbeiter*innen nicht minder kriminell agieren wie Menschenhändler. Wem ist damit 
gedient? 
 
Die im Antrag F02 durchgängig erfolgende, extensive Bezugnahme auf den Straftatbestand 
„Menschenhandel“ im Zusammenhang mit Sexarbeit ist zudem geeignet, den im öffentlichen 
Bewusstsein verbreiteten, gleichwohl falschen Eindruck zu bestärken, Prostitution sei eine 
Domäne von „Menschenhandel zum Zweck sexueller Ausbeutung“. 
 
Ausweislich der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) hat das Delikt „Menschenhandel“ in 
die Prostitution bereits 1996 seinen Zenit überschritten. Seit nunmehr 30 Jahren befindet 
sich diese Form der Kriminalität nachweislich auf dem absteigenden Ast. Heute verzeichnet 
man bei diesem Delikt je nach Indikator (Fälle, Tatverdächtige, Opfer) 50 % bis 60 % 
weniger Kriminalität als noch 1996. Zuletzt gab es bei Menschenhandel mit 52 verurteilten 
Straftäter*innen (2024) und einem Täter-Opferverhältnis von 1 zu 1,2 einen weiteren Beleg 
dafür, dass es sich dabei definitiv um seltene Kriminalität handelt. 
 
Warum kann der DGB diese vom BKA und vom Statistischen Bundesamt bezeugten 
Fakten nicht zur Kenntnis nehmen und öffentlich kommunizieren? Gilt das Aussprechen 
von Fakten heute etwa schon als Zeichen einer Verharmlosung von Kriminalität? Warum 
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neigt der DGB im Antrag F02 erkennbar zu einer unangemessenen Dramatisierung von 
Menschenhandel und Zwangsprostitution?  
 
Wäre es, sehr geehrte Kollegin Fahimi, nicht mal an der Zeit, Tacheles zu reden und dem – 
zugegeben hartnäckigen – Mythos der Kriminalitätsaffinität von Sexarbeit in der Prostitution 
entgegenzutreten? 

 
● Zum Schluss 
 
Es hätte nicht geschadet, sehr geehrte Kollegin Fahimi, wenn der DGB sich vor Augen 
geführt hätte, dass die KFN-Evaluation nicht das Ergebnis unabhängiger Wissenschaft, 
sondern das Produkt bezahlter Auftragsforschung ist. Und dass es nicht gerade 
unproblematisch ist, wenn der Auftraggeber des KFN just jenes Bundesministerium ist, das 
auch für das zu evaluierende ProstSchG politisch in der Verantwortung steht. 
 
Damit sind Herausforderungen einer prostitutionspolitischen Debatte skizziert, denen 
sich der DGB bedauerlicherweise nicht gewachsen zeigt. Die Bewältigung der 
Herausforderungen wird mit den fragwürdigen Vorfestlegungen des DGB hinsichtlich der 
Bewertung der KFN-Empfehlungen eher erschwert als erleichtert. Das ist es, was mich 
umtreibt und weshalb ich Dir, sehr geehrte Kollegin Fahimi, diesen Brief schreibe. 
 
Ich lege meine Hand dafür ins Feuer, dass vermutlich kaum eine*r derjenigen, die auf dem 
23. Ordentlichen Bundeskongress des DGB dem Antrag F02 zugestimmt haben, den 640-
seitigen KFN-Abschlussbericht wirklich gelesen, geschweige denn kritisch geprüft hat.  
 
Das mag manche Delegierte entlasten und ihr Mandat relativieren, das sie dem DGB-
Vorstand mit ihrer Zustimmung erteilt haben. Aber es entlässt den DGB-Vorstand und seine 
Vorsitzende nicht aus der Verantwortung, die im Antrag F02 vertretenen Positionen ernsthaft 
zu überdenken, wenn es mit dem Anspruch einer gewerkschaftlichen Interessensvertretung 
von Sexarbeiter*innen wirklich ernst gemeint sein soll. 
 
 
Mit kollegialen gewerkschaftlichen Grüßen 
 
Juanita Henning 
 
(Sprecherin Doña Carmen e.V.) 
 
 

 


